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Appenzell, 18. April 2019 
 
 
Verordnung über Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit von Minderheiten 
mit besonderen Schutzbedürfnissen 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 30. Januar 2019 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur Re-
vision der Verordnung über Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit von 
Minderheiten mit besonderen Schutzbedürfnissen zukommen lassen. 
 
Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft und stellt fest, dass die vorliegende Ver-
ordnung ein umfassendes Sicherheitskonzept für sämtliche „Minderheiten mit besonderen 
Schutzbedürfnissen“ vorsieht.  
 
In der Schweiz sollten grundsätzlich alle den gleichen Schutz geniessen. Die Sicherheit im 
Innern ist Sache der Kantone, und die Kompetenzen sollten nicht vermischt werden. Die ur-
sprünglich geplante Massnahme, die jüdischen Gemeinschaften bei der Finanzierung ihrer 
hohen Sicherheitskosten zu unterstützen, hätte als ausserordentliche Situation unterstützt 
werden können. Die vorliegende Verordnung wird in der vorgesehenen, ausufernden Form 
abgelehnt, und zwar nur schon deshalb, weil der Vollzug zu einem unnötigen administrativen 
Aufwand führen würde. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 
 
Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der Ratschreiber: 
 
 
Markus Dörig 

 

Zur Kenntnis an: 
- jonas.amstutz@bj.admin.ch 
- Justiz-, Polizei- und Militärdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse 10d, 9050 Appenzell 
- Ständerat Ivo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg  
- Nationalrat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 


